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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 950/68 über den Gemeinsamen Zolltarif hinsichtlich des bei der Tarifierung 
bestimmter Käsesorten anzuwendenden Umrechnungskurses 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Absatz C. 3 der Allgemeinen Vorschriften in Teil I, 
Titel I, des Anhangs zur Verordnung (EWG) Nr. 
950/68 des Rates vom 28. Juni 1968 über den Ge- 
meinsamen Zolltarif^), zuletzt geändert durch die 

Verordnung (EWG) Nr ^), bestimmt, daß die 

Rechnungseinheit (RE), die bei bestimmten spezi- 
fischen Zollsätzen verwendet wird oder die als 
Merkmal zur Abgrenzung bestimmter Tarifnummern 
oder Tarifstellen dient, einen Wert von 0,88867088 g 
Feingold hat. 

Die Verordnung Nr, 129 des Rates über den Wert 
der Rechnungseinheit und die im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik anzuwendenden Umrech- 
nungskurse ^), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2543/73'^), gestattet es, Maßnahmen 
zu ergreifen, die von dem Grundsatz der Verwen- 
dung der Parität für die Umrechnung einer Währung 
in eine andere abweichen. Gemäß diesen Vorschrif- 
ten sind repräsentative Kurse im landwirtschaft- 
lichen Bereich festgesetzt worden. 

Weicht der für die Umrechnung einer Währung 
in eine andere verwendete Umrechnungskurs von 
diesen Kursen ab, so kann dies zu Verfälschungen 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 22. Juli 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . , . . 

vom S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 106 
vom 30. Oktober 1962, S. 2553/62 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 263 
vom 19. September 1973, S. 1 


' im Handel und in den Mitgliedstaaten zu unter- 
schiedlichen Tarifierungen der Erzeugnisse kommen. 

Die Lage ist besonders schwierig bei der Einfuhr 
bestimmter Käsesorten der Tarifnummer 04.04 des 
Gemeinsamen Zolltarifs, Es empfiehlt sich daher, auf 
diese Erzeugnisse den gemäß der Verordnung 129 
I des Rates festgesetzten Umrechnungskurs anzuwen- 
I den - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

j Der Anhang zur Verordnung (EWG) Nr. 950/68 über 
den Gemeinsamen Zolltarif wird wie folgt geändert: 

— Unter der Tarifnummer 04.04: 

— neben die Bezeichnung der Tarifnummer ist 
die Fußnote a) einzutragen; 

— in Spalte 4 bezüglich des vertragsmäßigen 
Zollsatzes ist die Fußnote a) durch die Fuß- 
note c) zu ersetzen. 

— Am Schluß der Seite betreffend die Tarifnummer 

04.04: 

— ist folgende Fußnote einzufügen: 

a) Der für die Umrechnung der Rechnungs- 
i einheit, auf die im Text der Unterteilun- 

gen dieser Tarifnummer Bezug genommen 
wird, in die nationalen Währungen anzu- 
wendende Umrechnungskurs ist ggf. der 
gemäß der Verordnung Nr. 129 des Rates 
über den Wert der Rechnungseinheit und 
die im Rahmen der gemeinsamen Agrar- 
politik anzuwendenden Umrechnungskurse 
festgesetzte repräsentative Umrechnungs- 
kurs. 

— die bisherige Fußnote a) wird Fußnote c). 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

Gemäß Absatz C 3 der Allgemeinen Vorschriften in 
Teil I, Titel I des Anhangs zum Gemeinsamen Zoll- 
tarif ist in diesem Tarif bei der Berechnung von in 
Rechnungseinheiten ausgedrückten Zöllen und bei 
der Abgrenzung bestimmter Tarifnummern oder Ta- 
rifstellen die beim internationalen Währungsfonds 
angemeldete Parität anzuwenden. 

Angesichts der gegenwärtigen Währungsfluktua- 
tionen führt eine solche Vorschrift zwischen den Mit- 
gliedstaaten zu erheblichen Abweichungen bei der 
Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs und kann 
dadurch die Ursache für Verkehrsverlagerungen 
sein. 

Um dieser Lage abzuhelfen, hat die Kommission 
die notwendigen Arbeiten eingeleitet, um den Rat 
in Kürze mit einem Vorschlag zur Änderung der 
obigen Regelung zu befassen. 

Die Lage erfordert jedoch dringend eine Lösung hin- 


sichtlich der Einfuhr von Käse nach bestimmten Mit- 
gliedstaaten, da der Einfuhrpreis für Käse aus dritten 
Ländern erheblich unter dem Preis der in der Ge- 
meinschaft hergestellten vergleichbaren Erzeugnisse 
liegt. Für diese Erzeugnisse, für die die Tarifierung 
und Abgabenerhebung eng mit einem Mindestpreis 
verbunden ist, erfüllt dieser Mindestpreis nicht sei- 
nen Zweck. 

Angesichts der Dringlichkeit - und ehe dem Rat ein 
Vorschlag für eine Gesamtlösung des Problems vor- 
geschlagen wird - wird dem Rat eine Lösung für 
diese Erzeugnisse vorgeschlagen. Die vorgeschla- 
gene Lösung besteht darin, daß für diese Erzeug- 
nisse bezüglich der Tarifierung der repräsentative 
Umrechnungskurs angewandt wird, der für die im 
Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik durchzufüh- 
renden Rechtsakte festgesetzt worden ist. 

Aufgrund von Artikel 43 des EWG-Vertrags muß 
das Parlament zu diesem Vorschlag gehört werden. 
Der Vorschlag hat keine finanzielle Auswirkung auf 
den Haushalt der Gemeinschaft. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 17. Dezember 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Kä 5/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 26. November 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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